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Einleitung 

Der Petitionsausschuss führte am 7./8. Mai 2018 einen Informationsbesuch in Famagusta, 

Zypern, durch. Ziel der von der Ausschussvorsitzenden, Cecilia Wikström, geleiteten 

Delegation war es, ihre Informationen über die Lage in Famagusta und insbesondere den 

abgeschnittenen Teil der Stadt namens Varosha im Zusammenhang mit der Petition 733/2004, 

eingereicht von Loizos Afxentiou im Namen der Famagusta Refugee Movement, zehn Jahre 

nach der vorherigen Informationsreise des Ausschusses, die vom 25. bis 28. November 2007 

stattfand, zu überprüfen und zu aktualisieren. 

Am Montag, den 7. Mai traf die Delegation mit dem Petenten, zwei zivilgesellschaftlichen 

Organisationen beider Gemeinschaften sowie dem Bürgermeister und Mitgliedern des 

Stadtrats von Famagusta im Haus der EU in Nikosia zusammen. Anschließend fand ein 

Arbeitsessen auf Einladung des Präsidenten des Repräsentantenhauses, Demetris Syllouris, 

unter Teilnahme des Außenministers der Republik Zypern, Nicos Christodoulides, und des 

Bürgermeisters von Famagusta, Alexis Galanos, statt.  

Am Dienstag, den 8. Mai traf die Delegation mit Elizabeth Spehar, Sonderbeauftragte des 

Generalsekretärs der Vereinten Nationen in Zypern und Missionsleiterin, Friedenstruppen der 

Vereinten Nationen in Zypern (UNFICYP), zusammen und besuchte anschließend Famagusta 

und sah sich den abgeschnittenen Stadtteil von zugänglichen Orten aus an, darunter die Straße 

gegenüber dem Haus des Petenten und einen Teil des Strandes von Famagusta. Später am Tag 

fand zum Abschluss des offiziellen Programms eine Pressekonferenz mit dem Bürgermeister 

von Famagusta, Alexis Galanos, im Kulturzentrum der Stadt Famagusta in Deryneia statt. 

Historischer Kontext und Völkerrecht 

Nach dem Staatsstreich der griechischen Militärjunta gegen Erzbischof Makarios am 15. Juli 

1974 besetzte die Türkei am 20. Juli 1974 Zypern. Famagusta wurde in der zweiten Phase der 

türkischen Invasion im August 1974 eingenommen, seine Einwohner flohen vor den 

vorrückenden türkischen Truppen. Ein weiter Teil der Stadt, ein Gebiet von etwa 

6,5 Quadratkilometern, das größtenteils Varosha entsprach und hauptsächlich von 

griechischen Zyprioten bewohnt war, wurde anschließend zur „verbotenen Zone“ erklärt und 

abgeriegelt, der Zugang wurde allen ausgenommen autorisierten türkischen 

Militärangehörigen strikt untersagt. In den folgenden zwei Jahren wurde das Gebiet von der 

türkischen Armee systematisch geplündert. Die meisten erbeuteten Güter wurden in die 

Türkei geschafft, wo sie versteigert wurden, einige wurden an illegale Siedler verteilt, die aus 

der Türkei auf die Insel gebracht wurden. 

Die Rückgabe von Varosha an seine rechtmäßigen Einwohner unter Verwaltung der 

Vereinten Nationen war in der hochrangigen Vereinbarung von 1979, den Resolutionen des 

VN-Sicherheitsrats 550 (1984) und 789 (1992), dem Bericht des Petitionsausschusses vom 

17. Juli 2008, der Erklärung des Europäischen Parlaments vom 14. Februar 2012 und der 

jüngsten Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2017 vorgesehen. 

Die fortdauernde Besetzung von 37 % des Gebiets der Republik Zypern einschließlich 

Varosha durch die türkischen Besatzungstruppen stellt eine schwerwiegende Verletzung des 

Völkerrechts und der grundlegenden Menschenrechte von EU-Bürgern durch die Türkei und 

ihre illegale nachgeordnete Verwaltung in den besetzten Gebieten dar. 

Nach dem Beitritt Zyperns zur EU am 1. Mai 2004 nahmen die Kommission, drei 

Ratsvorsitze und der US-amerikanische Vizepräsident Biden erfolglos an Versuchen teil, 
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„Paketlösungen“ zu erreichen, zu denen explizit (LU, FI) oder implizit (BE) die Rückgabe 

Varoshas an seine früheren Einwohner unter Verwaltung der Vereinten Nationen im 

Austausch gegen andere Elemente gehörten.  

 

Entwicklungen seit dem vorherigen Informationsbesuch vom 25.-28. November 2007 

2010 legte der damalige Präsident der Republik Zypern Christofias, allerdings ohne Erfolg, 

einen Vorschlag vor, zu dem die Rückgabe Varoshas gehörte.  

Als Anastasiades 2013 zum Präsidenten gewählt wurde, schlug er ein Paket 

vertrauensbildender Maßnahmen vor, zu denen die Rückgabe Varoshas gehörte. 2015 wurden 

ernsthaft substanzielle Verhandlungen über eine umfassende Lösung aufgenommen, bei 

denen bis dahin unerreichte Fortschritte zu den meisten der sechs Verhandlungskapitel erzielt 

wurden; den Höhepunkt bildete die Eröffnung der Zypern-Konferenz am 11. Januar 2017 in 

Genf, nur wenige Tage nach der Amtsübernahme durch VN-Generalsekretär António 

Guterres.  

Bedauerlicherweise wurde die Zypern-Konferenz am 7. Juli 2017 beendet, ohne dass in 

Crans-Montana, Schweiz, eine Einigung erreicht worden war, in erster Linie wegen der 

Unnachgiebigkeit der Türkei in der Frage der Sicherheit und der Garantien.  

Die Fortsetzung der Gespräche über die Lösung der Zypern-Frage ist weiterhin unklar, da 

durch die jüngste Krise im Zusammenhang mit der Offshore-Gasförderung die Frage an die 

Aussichten auf eine Wiederaufnahme des Verhandlungsprozesses gekoppelt wurde. Den 

Anführern der Gemeinschaften gelang es bei einer sozialen Veranstaltung auf Einladung von 

Frau Spehar am 16. April 2018 nicht, einen Ausweg zu finden. Im Juli 2018 ernannte der VN-

Generalsekretär Jane Holl Lute zur persönlichen Gesandten, um herauszufinden, an welchem 

Punkt alle Parteien bei ihren Überlegungen im Anschluss an Crans-Montana angelangt waren.  

Die Petition 

Petition Nr. 733/2004, eingereicht von Loizos Afxentiou im Namen der Flüchtlingsbewegung 

von Famagusta (Famagusta Refugee Movement), die über 30 000 europäische Bürger, seit 

August 1974 aus Famagusta geflohene Personen und ihre Nachkommen vertritt, beim 

Petitionsausschuss im Juli 2004. 

In der Petition wird gefordert, die Rückgabe des abgeschnittenen Teils von Famagusta an 

seine rechtmäßigen Einwohner in die umfassenden Maßnahmen aufzunehmen, die von der 

Kommission zur Beendigung der Isolation der türkisch-zyprischen Gemeinschaft 

vorgeschlagen wurden. 

Zusammen mit der Rückgabe des abgeriegelten Teils von Famagusta an seine rechtmäßigen 

Einwohner ist in der Petition auch die Erneuerung und operationelle Modernisierung des 

Hafens von Famagusta vorgesehen. Nach Abschluss der Erneuerungsarbeiten könnte der 

Betrieb des Hafens von einer Hafenbehörde, einem privaten Unternehmen, in 

gleichberechtigtem Besitz beider Gemeinschaften übernommen werden. 

In der Petition wurde darauf hingewiesen, dass die Rückgabe des abgeriegelten Teils von 

Famagusta an seine rechtmäßigen Einwohner keine Umsiedlung der Bevölkerung in den 

besetzten Gebieten erfordern würde, da dieser Teil der Stadt seit der Besetzung durch 

türkisches Militär im August 1974 unbewohnt ist. 

Das erklärte Ziel der Petition war eine Stadt, in der die beiden Gemeinschaften der Insel in 

einer Atmosphäre der Sicherheit und des gegenseitigen Respekts wirksam zusammenarbeiten, 
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um innerhalb eines wiedervereinigten bizonalen, föderalen zyprischen Staats aus zwei 

Gemeinschaften das friedliche Zusammenleben und Wohlergehen zu erreichen, das sich die 

meisten Zyprer wünschen. 

N. B.: Es sei darauf hingewiesen, dass der Rat am 27. Februar 2006 die Verordnung (EG) 

Nr. 389/2006 zur Schaffung eines finanziellen Stützungsinstruments zur Förderung der 

wirtschaftlichen Entwicklung der türkischen Gemeinschaft Zyperns angenommen hat. Zudem 

sei darauf hingewiesen, dass Varosha weiterhin durch die Türkei abgeschnitten ist, wie in 

einschlägigen UNSC-Dokumenten festgestellt wird. Die Besetzung durch das türkische 

Militär erstreckt sich auf einen Bereich, der 37 % des Gebiets der Republik Zypern entspricht; 

Varosha ist bis heute das einzige unzugängliche und abgeriegelte Gebiet im besetzten Teil 

Zyperns unter direkter Kontrolle der türkischen Armee. 

Im Rahmen dieser Verordnung wurden zwischen 2006 und 2016 insgesamt 449 Mio. EUR 

bereitgestellt. Zwischen 2014 und 2020 sind im Rahmen des mehrjährigen Finanzrahmens 

(MFR) der EU 30 Mio. EUR jährlich vorgesehen. 

Resümee der Treffen 

Vorbemerkung 

Alle Sitzungen wurden von der Vorsitzenden eröffnet, die zu Beginn stets die 

Delegationsmitglieder vorstellte, die Ziele des Arbeitsbesuchs erläuterte und die 

verschiedenen Akteure fragte, welche Maßnahmen ihres Erachtens ergriffen werden sollten, 

um das Ziel der Petition voranzubringen. 

Die Vorsitzende schloss alle Sitzungen, indem sie den Teilnehmern dankte, sich verpflichtete, 

die Prüfung der Petition nicht abzuschließen und die Flamme am Leben zu erhalten, wobei sie 

keine Versprechungen machte, jedoch betonte, dass Politiker niemals aufgeben dürften und 

sollten und dass eine Lösung für die menschliche Tragödie von Varosha gefunden werden 

müsse und könne, so schwierig es im augenblicklichen Kontext auch aussehe.  

Briefings von Ierotheos Papadopoulos, Leiter der Vertretung der Kommission in Zypern, und 

Andreas Kettis, Leiter des EP-Verbindungsbüros in Zypern 

Herr Kettis und Herr Papadopoulos begrüßten die Delegation und erstatteten Bericht, dabei 

gingen sie insbesondere auf folgende Punkte ein: 

 die Geschichte der Invasion und Einnahme Famagustas im August 1974; 

 das von Präsident Anastasiades nach seiner Wahl im Jahr 2013 vorgeschlagene Paket 

der vertrauensbildenden Maßnahmen, das die Rückgabe Famagustas einschloss, und 

den türkisch-zyprischen Gegenvorschlag; 

 den gescheiterten Vermittlungsversuch des US-amerikanischen Vizepräsidenten Biden 

bei seinem Besuch der Insel am 21./22. Mai 2014, der einen Vorschlag vorsah, einer 

Gruppe internationaler Experten zu gestatten, Varosha zu betreten und über den 

unmittelbaren Wiederaufbaubedarf zu berichten; 

 die beispiellosen Fortschritte bei den Verhandlungen, die zwischen Mai 2015 und 

Juli 2017 von den beiden Führern Anastasiades und Akinci erreicht wurden; 

 die Beendigung der Zypern-Konferenz in Crans-Montana am 7. Juli 2017, in erster 

Linie aufgrund der fehlenden Einigung über das Kapitel zu Sicherheit und Garantien, 

dem einzigen externen Aspekt des Zypern-Problems, da hierbei die Garantiemächte 
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Griechenland, Türkei und das Vereinigte Königreich nach dem Garantievertrag von 

1960 und dem Bündnisvertrag beteiligt sind; 

 die unterschiedlichen Wahrnehmungen der Türkei und der türkisch-zyprischen 

Führung und Gemeinschaft hinsichtlich der Machbarkeit einer föderalen Lösung; 

 die jüngste Krise im Zusammenhang mit der Offshore-Gasförderung, bei der die 

Bohrarbeiten eines Schiffs des Unternehmens ENI durch türkische Seestreitkräfte 

innerhalb der ausschließlichen Wirtschaftszone Zyperns blockiert wurden; 

 Präsident Erdogans aggressive Rhetorik im Vorfeld der vorgezogenen türkischen 

Präsidentschafts- und Parlamentswahlen am 24. Juni. 

Zum Abschluss des Briefings machte die Vorsitzende einige Ankündigungen, die sich auf 

Sicherheit, Kommunikation und sonstige Aspekte beim geplanten Besuch in Famagusta am 

folgenden Tag bezogen. 

In seinen Antworten auf Fragen der Mitglieder ging Herr Kettis auch kurz auf die Urteile des 

Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte gegen die Türkei zur Eigentumsfrage ein, die 

auch zur Zahlung einer Entschädigung in mindestens einem Fall führte. 

Treffen mit dem Petenten 

Loizos Afxentiou kam in Begleitung seines Sohns Andreas zu dem Treffen mit der 

Delegation, der im Alter von 18 Jahren in die Nationalgarde Zyperns einberufen wurde und 

eine Pflichtzeit von 14 Monaten ableistet.  

Der Petent berichtete noch einmal, wie seine Familie am Abend des 14. August 1974 aus 

Famagusta floh. Sie dachten, sie würden nur über Nacht wegbleiben und könnten am nächsten 

Tag wieder nach Hause zurückkehren. Es seien fast 44 Jahre vergangen und er sehne sich 

immer noch danach, nach Hause zurückzukehren. 

Er erläuterte anschließend, wie ein großer Teil der Stadt nach der Einnahme Famagustas 

abgeriegelt, zu militärischem Gebiet erklärt und systematisch von der türkischen Armee 

geplündert wurde, wie das Gebiet abgeriegelt blieb, dem Zerfall ausgesetzt, der direkten 

Kontrolle der türkischen Streitkräfte und der türkischen Regierung unterstellt, ein Mahnmal 

der grausamen Irrationalität der türkischen Besetzung. Sein Haus liege direkt hinter dem Zaun 

innerhalb des abgeriegelten Gebiets, es sei geplündert und leer, stelle aber immer noch einen 

Anziehungspunkt dar, wie jedermanns Zuhause. 

Das Leben habe sich seit dem Tag, aus dem er aus Famagusta floh, dramatisch verändert, da 

seine Familie damit zurechtkommen musste, Flüchtlinge im eigenen Land zu sein. Die 

Generation, die Famagusta zu dem lebendigen kosmopolitischen Zentrum machte, das es bis 

1974 war, schwinde unaufhaltsam dahin, ihnen blieben kostbare Erinnerungen, die Narben 

von Flüchtlingen und der unbezwingbare Wunsch, nach Hause zurückzukehren, wenn auch 

nur als Ort der letzten Ruhe. 

Der Petent teilte der Delegation mit, er habe die Petition nach dem Ergebnis des bis dahin 

letzten Versuchs einer Lösung des Zypernproblems im April 2004 und angesichts von 

Zyperns Beitritt zur Europäischen Union ausgearbeitet und am 20. Juli 2004 dem damals 

gerade gewählten Präsidenten des Europäischen Parlaments Josep Borrel übergeben. 

Zusammen mit 24 weiteren Personen aus Famagusta sei er zum Europäischen Parlament 

gereist und habe eine eintägige Demonstration für die Wiedervereinigung Zyperns und die 

Rückgabe des abgeriegelten Teils von Famagusta an seine rechtmäßigen Einwohner als ersten 

Schritt hin zu diesem Ziel organisiert. Er wiederholte seine Entschlossenheit, nach Famagusta 
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zurückzukehren, und fügte hinzu, seine Familie erörtere diese Perspektive und sei sich darin 

einig, sofort, wenn dies möglich werde, zurückzukehren. 

Andreas, der Sohn des Petenten, erläuterte, dass er und sein älterer Bruder Famagusta als ihre 

Heimatstadt betrachteten, auch wenn sie in einer anderen Stadt in Zypern geboren und 

aufgewachsen seien. Er habe Famagusta durch seine Eltern und Großeltern sowie seine 

Besuche in der Stadt und im Haus der Familie direkt hinter dem Zaun kennengelernt. 

Andreas wurde gefragt, ob er türkisch-zyprische Freunde habe und was andere griechische 

Zyprer seines Alters über türkische Zyprer denken. Andreas antwortete, er sei durch seinen 

Vater mit türkischen Zyprern zusammengetroffen und betrachte sie ebenfalls als Zyprer, 

bedauerlicherweise sei es ihm aber nicht möglich, türkisch-zyprische Freunde in den freien 

Teilen Zyperns zu haben. Er habe Freunde, die eine Privatschule in Nikosia besuchten (die 

englische Schule), in der es auch türkische Zyprer gebe; die Freunde sagten, sie hätten keine 

Probleme mit türkischen Zyprern. 

In seinen abschließenden Bemerkungen erklärte der Petent, er erwarte, dass der 

Petitionsausschuss über die derzeitigen Bedingungen der Besetzung Famagustas berichte und 

die Ergebnisse des vorherigen Informationsbesuchs und ihres Berichts von 2008 bestätige, da 

sich in den vergangenen zehn Jahren nichts verändert habe, abgesehen davon, dass alle 

zyprischen Flüchtlinge, einschließlich der Flüchtlinge aus Famagusta, weiterhin nicht das 

Leben führen könnten, dass sie gehabt hätten, wenn es ihnen möglich gewesen wäre, in 

Zypern zu bleiben, und Zypern nicht besetzt worden wäre. Anschließend erklärte er, die 

internationale Gemeinschaft habe auf eine Politik und/oder Maßnahmen von Staaten (außer 

der Türkei), die den internationalen Frieden bedrohen oder Menschenrechte oder 

grundlegende Freiheiten verletzen, durch die Verhängung von Sanktionen reagiert, damit 

diese das Völkerrecht wieder einhielten. Er bat den Petitionsausschuss, die Türkei 

aufzufordern, einen bestimmten Zeitpunkt festzulegen, zu dem sie die Kontrolle über den 

abgeriegelten Teil Famagustas an dessen rechtmäßige Einwohner zurückgebe, und es vor 

diesem Zeitpunkt, Experten, einschließlich griechisch- und türkisch-zyprischen Experten, zu 

gestatten, den abgeriegelten Teil zu betreten, um seinen Zustand zu beurteilen und einen 

Bericht darüber zu erstellen, was für seine Wiederbelebung erforderlich sei. Stimme die 

Türkei dieser Forderung nicht zu, müsse die Europäische Union fordern, Sanktionen gegen 

die Türkei zu verhängen, bis diese das Völkerrecht einhalte und aufhöre, Menschenrechte und 

grundlegende Freiheiten europäischer Bürger zu verletzen. 

Treffen mit Vertretern zivilgesellschaftlicher Organisationen beider Gemeinschaften 

Yiota Afxentiou und Serdar Atai, die die bikommunalen Organisationen „Famagusta Our 

City“ bzw. „Famagusta Initiative“ vertraten, stellten Folgendes fest: 

 Sie zeigten sich fest überzeugt, dass die Rückgabe von Varosha an seine rechtmäßigen 

Einwohner unabhängig von einer Gesamtlösung umgesetzt werden kann; 

 ein solcher Schritt würde eine ausgezeichnete vertrauensbildende Maßnahme 

darstellen; 

 die Bürger von Famagusta befänden sich in dieser Situation wegen politischer 

Agenden, die die Verbindungen zwischen den beiden Gemeinschaften zerstörten; 

 sie forderten ein Handeln der EU, um die Rückgabe Varoshas zu erreichen; 

 die Sanierung des Hafens von Famagusta und sein Betrieb unter Aufsicht der EU 

würden mit der Rückgabe Varoshas an seine rechtmäßigen Einwohner einhergehen; 
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 bedauerlicherweise benutze die Türkei Varosha als Trumpfkarte; 

 die griechisch-zyprischen und die türkisch-zyprischen Basisorganisationen hätten 

2012 und im April 2014 zum ersten Mal gemeinsam eine Karfreitagsveranstaltung 

durchgeführt, an der 5 000 Personen teilnahmen, die beiden Gemeinschaften 

angehörten; 

 die Fortsetzung dieser gemeinsamen Veranstaltungen sei sehr nützlich, um die 

Aussöhnung der beiden Gemeinschaften zu fördern. 

Die Delegation hörte sodann einen sehr emotionalen Aufruf einer Dame namens Tonia und 

ihrer Mutter Cleopatra, die den Verlust ihres Besitzes bedauerten, der von der türkischen 

Besatzungsarmee versteigert wurde, die aber forderten, zumindest ihre Erinnerungen 

zurückzubekommen. 

Treffen mit dem Bürgermeister von Famagusta, Alexis Galanos, und führenden 

Persönlichkeiten der Fraktionen im Stadtrat von Famagusta 

Herr Galanos stellte Folgendes fest: 

 Famagusta sei eine menschliche Tragödie und eine humanitäre Frage, keine 

Verhandlungsfrage; in dieser Hinsicht lehnte er dessen Nutzung als Trumpfkarte durch 

die Türkei ab; 

 er verwies auf die Entschließungen des VN-Sicherheitsrats Nr. 550 und 789; 

 die Rückgabe Varoshas würde eine ausgezeichnete vertrauensbildende Maßnahme 

darstellen; 

 er bekräftigte den Wunsch des Stadtrats von Famagusta, eine Wiedervereinigung mit 

der türkisch-zyprischen Gemeinschaft zu erreichen und gemeinsam eine föderale 

Republik Zypern zu errichten; 

 er forderte die Delegation auf, ihre früheren Entschließungen zu erneuern, sich strikt 

an die europäischen Grundsätze zu halten und das von der Türkei gespielte Spiel der 

Erpressung abzulehnen. 

 

Arbeitsessen auf Einladung von S. E. dem Präsidenten des Repräsentantenhauses, Demetris 

Syllouris 

Herr Syllouris begrüßte die Delegation und den erneuten Informationsbesuch zehn Jahre nach 

dem vorherigen und dankte dem Europäischen Parlament für die fortgesetzte Unterstützung 

des Kampfes des zyprischen Volkes für Gerechtigkeit. Der Petitionsausschuss spiele eine 

entscheidende Rolle dabei, den Bürgern die europäischen Institutionen näher zu bringen und 

das Demokratiedefizit der Union zu überwinden. Obwohl die Entscheidungen des 

Ausschusses nicht verbindlich seien, erwarte er von der EU und ihren Organen konkrete 

Solidarität und die Ausübung verstärkten Drucks auf die Türkei, damit diese ihren 

Verpflichtungen als Bewerberland uneingeschränkt nachkomme und ihre unbeugsame 

Haltung und expansionistische Politik aufgebe. Er erklärte, dass bei allen Lösungen des 

Zypern-Problems die Resolutionen und Beschlüsse des VN-Sicherheitsrates eingehalten und 

den europäischen Werten und Grundsätzen, dem gemeinschaftlichen Besitzstand, dem 

Völkerrecht und der Wahrung der Menschenrechte uneingeschränkt Rechnung getragen 

werden müsse. In diesem Zusammenhang verwies er auf die Resolutionen 550 und 789 des 
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VN-Sicherheitsrates und die laufenden Bemühungen des Repräsentantenhauses, 

einschließlich seiner eigenen Entschließungen, zur Rückgabe von Varosha an seine 

rechtmäßigen Einwohner, einem wesentlichen Bestandteil der Lösung des Zypernproblems. 

Als vertrauensbildende Maßnahme könnte dies ein Katalysator für eine umfassende Lösung 

sein, indem Bedingungen für Zusammenarbeit, gegenseitigen Respekt und Vertrauen 

zwischen den beiden Gemeinschaften in Zypern geschaffen werden. Er bekräftigte die 

Verpflichtung der griechischen Zyprer zu einer umfassenden, gerechten und nachhaltigen 

Lösung des Zypernproblems. Abschließend brachte er die Hoffnung zum Ausdruck, dass die 

Besatzungstruppen ihre unnachgiebige und provokative Haltung ausnahmsweise aufgeben 

und der Delegation, wenn auch in letzter Minute, gestatten, den abgeriegelten Teil von 

Famagusta zu betreten und mit eigenen Augen die Folgen der türkischen Invasion zu sehen. 

Der Außenminister der Republik Zypern, Nicos Christodoulides, begrüßte seinerseits den 

Informationsbesuch des Petitionsausschusses im besetzten Famagusta. Er maß dem 

Arbeitsbesuch große Bedeutung bei, da er vom Europäischen Parlament durchgeführt werde, 

dem einzigen Organ der EU, das direkt von den Bürgern der EU-Mitgliedstaaten gewählt 

werde. Gleichzeitig finde der Besuch des PETI in einem sehr besonderen Moment statt, da es 

einen Versuch des VN-Generalsekretärs gebe, die Gespräche nach dem letzten gescheiterten 

Versuch in Crans-Montana wieder aufzunehmen, als das Erreichen einer Einigung zum ersten 

Mal seit dem Beginn der Verhandlungen im Jahr 1976 so nah gewesen sei. Das 

Zypernproblem sei ein europäisches Problem und er begrüße das Engagement der EU-

Institutionen beim Versuch, eine Lösung zu finden, bei der nicht von den Werten und 

Grundsätzen der EU abgewichen werde und die mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand 

vereinbar sei. Die Bedeutung der Rückgabe des abgeriegelten Teils von Varosha an seine 

rechtmäßigen Einwohner, die als Katalysator bei den Bemühungen um das Erreichen einer 

Lösung für das Zypernproblem fungieren könnte, werde in den Resolutionen des VN-

Sicherheitsrates und den Entschließungen des Europäischen Parlaments sehr deutlich zum 

Ausdruck gebracht. Daher sei es besonders wichtig, dass die Frage der Rückgabe des 

abgeriegelten Teils von Varosha auf der Tagesordnung bleibe und die Aufmerksamkeit der 

Medien finde, da sie auch eine schwerwiegende Verletzung der Menschenrechte darstelle. Er 

erklärte, dies sei genau eines der Hauptergebnisse des Besuchs des PETI. Nach dem Besuch 

und der Annahme des Berichts über den Arbeitsbesuch könnte der Präsident des Europäischen 

Parlaments die Frage des abgeriegelten Teils von Varosha dem Europäischen Rat im Rahmen 

einer künftigen Tagung vorlegen. Was die Übergangsstelle von Deryneia angehe, die zur 

abgeriegelten Stadt führe, bestätigte er, dass die entsprechenden Verfahren für ihre Öffnung 

vorangeschritten seien; er hoffe, dass sie wie vereinbart bis zum 1. Juli 2018 geöffnet werde. 

Dies stelle eine äußerst positive Entwicklung dar, die auch die Forderungen im Hinblick auf 

die Rückgabe Varoshas stärke. 

 

 

Treffen mit Elizabeth Spehar, Sonderbeauftragte des VN-Generalsekretärs für Zypern, 

Friedenssicherungstruppe der Vereinten Nationen auf Zypern (UNFICYP) 

Frau Spehar begrüßte die Delegation herzlich und unterrichtete sie über die derzeitige Lage 

auf der Insel, die Rolle der Vereinten Nationen hierbei und den Stand seit Crans-Montana. 

 Zwischen Mai 2015 (Wahl von Präsident Akinci) und Juli 2017 seien beispiellose 

Fortschritte bei vielen Verhandlungskapiteln erreicht worden; die beiden schwierigsten 
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Verhandlungskapitel (von sechs) wurden gegen Ende behandelt; zum Gebiet wurde 

ein Durchbruch erreicht, es blieben Sicherheit und Garantien; 

 

 Dies führte zur Eröffnung der Zypern-Konferenz im Januar 2017, die im Juni/Juli in 

Crans-Montana mit einem „Paketkonzept“ fortgesetzt wurde und bei der eine Einigung 

bei allen Kapiteln erreicht werden musste; der neu gewählte Generalsekretär der 

Vereinten Nationen habe eine sehr aktive Rolle in der abschließenden 

Verhandlungsrunde gespielt und den Guterres-Rahmenplan vorgelegt.  

 

 Frau Spehar bezeichnete den Rahmenplan von Guterres als einen der größten Erfolge 

und das „Vermächtnis“ von Crans-Montana, das nicht verloren gehen dürfe, da es 

entscheidende Bedeutung für eine künftige Wiederaufnahme des Prozesses haben 

könnte. 

 

 Seit dem Ende der Zypern-Konferenz am 7. Juli 2017 habe es keine Verhandlungen 

gegeben und das Misstrauen zwischen den Parteien habe sich verstärkt.  

 

 Die Gute-Dienste-Mission des VN-Generalsekretärs bestehe im Rahmen des Mandats 

des VN-Sicherheitsrates fort, die Vereinten Nationen bräuchten jedoch den Willen 

aller Parteien, an den Verhandlungstisch zurückzukehren, und eine gemeinsame 

Perspektive bei der Frage, wohin es gehen und wie dies erreicht werden solle.  

 

 Dies werde nur geschehen, wenn die Parteien und insbesondere die beiden Anführer 

(dies sei ein von Führungspersönlichkeiten geführter Prozess) der Ansicht seien, dass 

es möglich ist, zu substanziellen und ergebnisorientierten Verhandlungen 

zurückzukehren. 

 

 Das informelle Abendessen mit den beiden Führern auf Einladung von Frau Spehar 

am 16. April 2018 habe in einer herzlichen Atmosphäre stattgefunden, sei jedoch 

ergebnislos geblieben.  

 

 Es müsse einen stärker strukturierten und formalen Prozess geben, um herauszufinden, 

wo alle Parteien stehen; zu diesem Zweck wähle der Generalsekretär derzeit einen 

vorübergehenden Gesandten aus,1 der in der nahen Zukunft Konsultationen mit allen 

Parteien durchführt, um das Ergebnis ihrer Überlegungen seit dem Abschluss der 

Zypern-Konferenz festzustellen; 

 

 Varosha habe bei den Hauptfragen des zu lösenden Zypernproblems immer eine 

zentrale Rolle gespielt und sei häufig Gegenstand kreativer Überlegungen gewesen, 

die verschiedene Länder, verschiedene Einrichtungen und die Vereinten Nationen 

selbst zu verschiedenen Zeitpunkten in dem Versuch anstellten, herauszufinden, ob die 

Lösung der Frage des abgeschnittenen Bereichs Varosha eine Art vertrauensbildender 

Maßnahme sein und ob dies vielleicht den Durchbruch zu einer umfassenden Lösung 

ermöglichen könnte.  

                                                 
1 Im Juli 2018 übertrug der Generalsekretär Jane Holl Lute dieses Amt. 
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 Bedauerlicherweise sei dies im Lauf der Jahre niemals möglich gewesen, da die 

verschiedenen griechisch-zyprischen und türkisch-zyprischen Vorschläge in dieser 

Hinsicht nie miteinander vereinbar waren. 

 

 

Der Militäroffizier des UNFICYP legte zusätzliche Informationen zur Lage in Varosha vor, 

einschließlich einer Folienpräsentation. 

 Die südliche Grenze von Varosha sei umstritten, die UNFICYP habe sechs 

Beobachtungsposten innerhalb von Varosha eingerichtet, zwei davon derzeit noch 

besetzt, um den militärischen Status quo im umzäunten Gebiet aufrechtzuerhalten. 

 

 Gemäß dem Standpunkt der Vereinten Nationen liege die Verantwortung für die 

Aufrechterhaltung des Status quo innerhalb des abgezäunten Bereichs von Varosha 

seit 1974 bei den türkischen Truppen und letztlich bei der Regierung der Türkei.  

 

 Die Tätigkeiten der UNFICYP seien eingeschränkt, ihr Zugang sei nur über die 

Kontrollstelle der türkischen Truppen im Norden möglich, mobile Patrouillen der VN 

seien mit ihnen auferlegten Beschränkungen, wie Anhalteverbot, 

Geschwindigkeitsbegrenzungen und Verwendung einer bestimmten Route, erlaubt. 

Frau Spehar gab folgende Antworten auf die Fragen der Mitglieder: 

 Zum Guterres-Rahmenplan: Er sollte vertraulich sein, Medienberichte hätten lediglich 

Verwirrung hervorgerufen. Er werde jedoch bei den anstehenden Konsultationen mit 

den Parteien erörtert und präzisiert. 

 

 Zu den Grenzen von Varosha: Es habe niemals eine Einigung zwischen den Vereinten 

Nationen und den kriegführenden Parteien über die genauen Waffenstillstandslinien 

gegeben, da es 1974 einen Waffenstillstand, aber nie ein Waffenstillstandsabkommen 

gab. 

 

 Zur Frage, dass sich die Vereinten Nationen dafür einsetzen, einer Gruppe von 

Experten den Zugang zu Varosha zu gestatten, um den Wiederaufbaubedarf zu 

bewerten: Dies sei lediglich ein Gedanke unter den vielen vertrauensbildenden 

Maßnahmen, die im Laufe im Umlauf seien. Der US-amerikanische Vizepräsident 

Biden habe während seines Besuchs im Mai 2014 eine ähnliche Idee ins Gespräch 

gebracht, die sich aber bedauerlicherweise nicht habe durchsetzen können; keine 

dieser kreativen Ideen sei bislang gebilligt worden. 

 

 Zur Öffnung der Übergangsstellen Deryneia und Lefka: Die Vereinten Nationen 

würden die Umsetzung dieser vertrauensbildenden Maßnahme begrüßen, die von 

beiden Seiten vereinbart wurde und vorteilhaft für beide Gemeinschaften wäre. 
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 Zur Rolle von Präsident Erdogan: Die türkische Regierung sei im Hinblick auf 

Sicherheit und Garantien eine Schlüsselpartei bei diesen Gesprächen, der 

Generalsekretär treffe regelmäßig mit Vertretern der Türkei ebenso wie mit Vertretern 

vieler anderer Schlüsselstaaten zusammen. Wenn er Präsident Erdogan treffe, sei 

Zypern in der Regel eines der Themen, aber nicht das einzige. 

Besuch von Famagusta  

Nach dem Treffen mit Frau Spehar holte die Delegation den Petenten ab und fuhr mit dem 

Bus nach Famagusta, um den abgeriegelten Bereich der Stadt von zugänglichen Orten aus zu 

besichtigen. Während der Reise gaben der Petent und Frau Attalides vom EPLO in Zypern 

der Delegation wichtige Einblicke in die reiche Geschichte Famagustas. 

Die Einreise in die besetzten Gebiete über die Übergangsstelle Strovilia verlief 

komplikationslos. 

Sobald der Bus der Delegation in die besetzten Gebiete eingefahren war, wurde er von 

Vertretern der illegalen nachgeordneten Verwaltung („Beamte des Außenministeriums“ und 

„Polizei“) sowie von Mitgliedern der als „Graue Wölfe“ bekannten, ultranationalistischen 

türkischen Organisation beschattet. 

Die Delegation machte einen Rundgang entlang des abgeriegelten Teils der Stadt und legte 

einen Halt ein, um das Haus des Petenten (direkt hinter dem Zaun) zu besichtigen; der Petent 

gab den Mitgliedern, die den Zustand der Häuser europäischer Flüchtlinge in Augenschein 

nehmen konnten, eine kurze Erläuterung: Die Häuser wurden geplündert und sind dem Zerfall 

ausgesetzt, sie liegen hinter einem Zaun, an dem immer wieder Hinweise angebracht sind, 

dass es sich bei dem gesamten geschlossenen Bereich um „militärisches Gebiet“ handelt und 

Foto- und Videoaufnahmen verboten sind. Vom Haus des Petenten aus lief die Delegation zu 

seiner Pfarrkirche Ayia Zoni aus dem 16. Jahrhundert, die kaum sichtbar hinter rostigen, 

alten, mit Beton gefüllten Ölfässern liegt; ihr Kreuz ist zerbrochen, doch ihr wunderbar 

geformter Glockenturm ist immer noch ein Beleg für ihre jahrhundertelange Pracht.  

Die Delegation beschloss, einen ungeplanten Abstecher zur einzigen, von türkischen Truppen 

bewachten Zugangsstelle von Varosha zu machen. Dort verließ die Vorsitzende den Bus, lief 

zur Übergangsstelle und bat darum, mit dem türkischen Kommandanten namens Ali zu 

sprechen, um für die Delegation den Zutritt zur abgeriegelten Stadt zu erbitten. Der 

Vorsitzenden wurde gesagt, am Zaun auf den türkischen Kommandanten zu warten, sie sah, 

wie dieser auf sie zukam, danach aber offenbar einen Anruf bekam, sich von ihr abwendete 

und wegging. Folglich wurde der Delegation nicht gestattet, Varosha zu betreten. 

Besuch von zugänglichen Teilen des Strands von Famagusta, von denen aus die Wasserseite 

des abgeriegelten Teils von Varosha gesehen, aber nicht fotografiert werden kann, da er als 

„Militärgebiet“ gilt. 

Die Delegation besuchte anschließend den Strand von Famagusta, an dem die „Grauen 

Wölfe“ türkische Fahnen aufgehängt hatten und in sehr störender Weise versuchten, sich den 

Mitgliedern, insbesondere der Vorsitzenden, zu nähern. 

Die Vorsitzende, und in geringerem Ausmaß die anderen Mitglieder der Delegation, wurden 

sofort von einer Gruppe von etwa 150 Personen aus Famagusta (hauptsächlich griechische 

Zyprer) umringt, die schrien, sie wollten nach Hause zurückkehren; viele waren verzweifelt 

und weinten; dicht neben ihnen etwa 20 „Graue Wölfe“, die türkische Fahnen und Fahnen der 
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„TRNZ“ schwangen und das charakteristische Zeichen ihrer Organisation mit der rechten 

Hand zeigten.  

Wie erwartet, waren die Sicherheitsbedingungen während dieses besonderen Besuchs, der 

etwa 30 Minuten dauerte, bei Weitem nicht ideal und die Atmosphäre gespannt. In dieser 

Hinsicht ist es äußerst fraglich, ob die am Strand anwesenden Mitglieder der „Polizei“ im 

Falle eines Vorfalls eingegriffen hätten, und wenn ja, in welchem Ausmaß, da bekannt ist, 

dass die „Grauen Wölfe“ völlige Straffreiheit genießen und ihre Straftaten nie verfolgt 

wurden. 

Pressekonferenz mit dem Bürgermeister von Famagusta, Alexis Galanos, im Kulturzentrum 

der Stadt Famagusta in Deryneia  

Nach dem Besuch des Strands von Famagusta kehrte die Delegation an der gleichen 

Übergangsstelle von Strovilia in die Gebiete zurück, die von der Regierung der Republik 

Zypern kontrolliert werden, und führte die geplante Pressekonferenz in Deryneia durch. 

Eine Gruppe von etwa 300 Personen aus Famagusta, die mit gemieteten Bussen aus Nikosia, 

Limassol und Larnaca gekommen war, bereitete der Delegation vor Beginn der 

Pressekonferenz einen sehr emotionalen Empfang. 

Das Mitgefühl für Varosha könne die schmerzhafte Wahrheit nicht verdecken, wie es in den 

lokalen Medien hieß. 

Die Vorsitzende gab folgende Erklärung ab:  

AUSZÜGE: 

44 Jahre seien (seit der türkischen Invasion) vergangen und die internationale Gemeinschaft 

(Vereinte Nationen, EU usw.) habe getan, was sie konnte; Zypern sei der EU beigetreten und 

heute sei man versammelt, um die Petition und den Besuch der Delegation im Jahr 2007 

weiterzuverfolgen. Dies sei ein sehr kritischer Zeitpunkt für Zypern und Europa, durch den 

Generationswechsel werde die Zeit knapp; die beiden Gemeinschaften vergäßen, wie es ist, 

zusammenzuleben. Sie könne ihnen keinerlei Hoffnung machen, dass mit diesem Besuch der 

Konflikt beigelegt und die Situation überwunden werde, aber versprechen, dass der 

Ausschuss die Lage sehr ernst nehme und versuche, jeden möglichen kleinen Fortschritt zu 

prüfen, der erreicht werden könne. In diesem Prozess würden politische Fähigkeiten und eine 

enorme Kreativität eingesetzt. Sie bekräftigte ihre tiefe Überzeugung, wie sie zuletzt in der 

Entschließung des EP von Juli 2017 zum Ausdruck gebracht wurde, dass die Rückkehr nach 

Famagusta ein sehr guter Ausgangspunkt für die vollständige Wiedervereinigung der Insel 

sei, die Kommission und der Rat hätten dabei jedoch eine etwas zögerliche Haltung. Es gehe 

natürlich um grundlegende Werte und Prinzipien, auf die sich die EU gründe. Es sei schwierig 

gewesen, den sehr verzweifelten Menschen, die sie während ihres Besuchs getroffen hätten, 

zu erklären, dass das Einzige, was die Delegation tun könne, darin bestehe, zuzuhören und 

den Forderungen dieser Menschen Ausdruck zu verleihen, die Flamme am Leben zu erhalten; 

sie würden nicht allein gelassen, sie und ihre Kollegen stünden dabei an ihrer Seite, heute 

seien sie alle nicht nur Europäer, sondern Bürger von Famagusta. 

Der Bürgermeister von Famagusta, Alexis Galanos, erklärte, Famagusta sei nicht nur eine 

vertrauensbildende Maßnahme. Es sei viel mehr als das. Es sei ein humanitäres Problem für 

Europa. 

Türkisch-zyprische Medien waren auch zur Pressekonferenz eingeladen, schienen aber nicht 

anwesend zu sein. 
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Schlussfolgerungen und Zukunftsperspektiven 

 Trotz der sehr emotionalen Zusammentreffen mit dem Petenten, seinem Sohn und 

anderen Flüchtlingen aus Varosha, die vom PETI-Ausschuss konkrete Maßnahmen 

forderten, ist es im derzeitigen politischen Kontext schwer vorstellbar, dass ein Paket 

vertrauensbildender Maßnahmen, zu denen die Rückgabe Varoshas an seine 

rechtmäßigen Einwohner gehört, außerhalb einer Einigung über eine umfassende 

Lösung möglich ist; eine wesentliche, konkrete vertrauensbildende Maßnahme wie die 

Rückgabe Varoshas an seine rechtmäßigen Einwohner mit der damit verbundenen 

Aussicht auf ein friedliches Zusammenleben der griechischen und der türkischen 

Zyprer könnte jedoch die einzige Möglichkeit sein, die Bemühungen um das Erreichen 

einer umfassenden Lösung des Zypernproblems voranzutreiben.  

 Alle früheren Versuche von drei EU-Ratsvorsitzen in den Jahren 2005, 2006 und 2010 

sowie der Masterplan für Famagusta des US-amerikanischen Vizepräsidenten Biden 

im Mai 2014, eine „Paketlösung“ zu erreichen, zu der die Rückgabe von Varosha an 

seine früheren Einwohner unter Verwaltung der Vereinten Nationen im Austausch 

gegen andere Elemente gehörte, sind bislang gescheitert; auch die von führenden 

griechisch-zyprischen Politikern vorgelegten Vorschläge zur Rückgabe von Varosha 

waren nicht erfolgreich.  

 Es steht außer Frage, dass die Türkei Varosha bei den Gesprächen über eine Einigung 

als eine der wichtigsten Trumpfkarten im Endspiel um Gebietskorrekturen betrachtet. 

 Die Kommission und die Vereinten Nationen sind der Ansicht, dass eine umfassende 

Lösung, die durch ein Abkommen zwischen den Führern der beiden Gemeinschaften 

erreicht wird, den besten Weg darstellt, die mit der Zypernfrage verbundenen 

Probleme zu lösen, einschließlich der Rückgabe Varoshas an seine rechtmäßigen 

Einwohner. 

 Eine solche Lösung ist dringend erforderlich und hat entscheidende Bedeutung: In 

dem vom PETI vor zehn Jahren erstellten Bericht wird bereits gewarnt, dass die Zeit 

davonläuft, weil die Menschen auf beiden Seiten der Insel vergessen, wie es ist, 

zusammenzuleben und die Sprache des anderen zu sprechen; neue Generationen 

wachsen heran und viele derjenigen, die sich an Zypern vor 1974 erinnern, sind bereits 

nicht mehr am Leben; 

 Offenkundig ist auch, dass die Türkei die Entschließungen des Europäischen 

Parlaments vollständig missachtet.  

 Daher müssen die bestehenden Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten 

Nationen durchgesetzt werden, der einzigen supranationalen Organisation, die 

wirklichen Druck auf die Türkei ausüben kann. In der Resolution des 

Sicherheitsrats 550 (1984) wird in Ziffer 5 ausdrücklich gefordert, dieses Gebiets 

(Varosha) unter Verwaltung der Vereinten Nationen zu stellen; in Ziffer 8 Buchstabe c 

der Resolution 789 des Sicherheitsrats (1992) wird noch einmal gefordert, das derzeit 

unter Kontrolle der Friedenstruppen der Vereinten Nationen in Zypern stehende 

Gebiet auf Varosha auszuweiten. 
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Empfehlungen 

1. Fordert die Kommission, die Hohe Vertreterin für die Außen- und Sicherheitspolitik, 

den Rat der EU und alle Mitgliedstaaten der EU auf, eine neue Resolution im 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen vorzulegen, in der gefordert wird, politische und 

wirtschaftliche Sanktionen gegen die Türkei wegen ihrer Angriffshandlungen im 

östlichen Mittelmeerraum und der Nichteinhaltung der Resolutionen 550 (1984) und 

789 (1992) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu verhängen.
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Anhang 
 

Sitzung im Haus der EU 

 
 

Petent mit Sohn im Haus der EU 
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Zusammentreffen mit Frau Spehar im Hauptquartier der UNFICYP 

 
 

Zusammentreffen mit Frau Spehar im Hauptquartier der UNFICYP (2) 
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Haus des Petenten 

 
 

Meine Seele ist dort geblieben, macht auf! 
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Abgeriegelter Teil der Stadt 

 
 

Abgeriegelter Teil der Stadt (2) 
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